Universitatsstadt Tibingen Vorlage 269/2018
Fachabteilung Stadtplanung Datum 12.09.2018
Gabriele Hertel, Telefon:07071 204-2766

Gesch. Z.: 71/Her/

Beschlussvorlage

zur Vorberatungim  Ortsbeirat Weststadt

zur Behandlung im Ausschuss fiir Planung, Verkehr und Stadtentwicklung

Betreff: Bebauungsplan "HallstattstraRe/ Rosenauer Weg"; Billigung
des Bebauungsplanentwurfs und Auslegungsbeschluss

Bezug:

Anlagen: Anlage 1 Bebauungsplanentwurf

Anlage 2 Textliche Festsetzungen
Anlage 3 Begriindung_Entwurf
Anlage 4 Auswertung Stellungnahmen T6B_Offentlichkeit

Beschlussantrag:

Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 30.07.2018 wird gebilligt und gemaf § 3 Abs. 2
BauGB auf die Dauer eines Monats 6ffentlich ausgelegt. Die Behérden und sonstigen Trager 6ffentli-
cher Belange werden nach § 4 Abs. 2 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

Ziel:

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ,Hallstattstrale/ Rosenauer Weg" sollen primar die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen flir den Neubau einer Kinderbetreuungseinrichtung geschaffen
werden. Zudem sollen eine Wohnnutzung ehemals betrieblich genutzter Flachen und die bauliche
Erganzung von bestehender Wohnnutzung mdoglich werden.



Begriindung:

2.1.

Anlass / Problemstellung

Die Universitatsstadt Tlbingen hat einen hohen Bedarf an Kinderbetreuungsplatzen. Um
den Bedarf kurzfristig zu decken, soll eine neue Kinderbetreuungseinrichtung auf dem
nordwestlich angrenzenden Nachbargrundstiick (Flurstiick Nr. 2654) des bestehenden Kin-
derhauses ,Sofie Haug” gebaut werden.

Die betriebliche Nutzung des Trinkwasserspeichers ,Geigerle” auf dem Flurstiick Nr. 2653
wurde aufgegeben. Das Grundstiick wurde an eine Privatperson verdauRert. Das stadtebauli-
che Ziel ist es, den Wasserspeicher mit Turm zu erhalten und Wohnen moglich zu machen.
Hierflr wird mit der Privatperson ein Stadtebaulicher Vertrag abgeschlossen.

Westlich des ehemaligen Trinkwasserspeichers befinden sich zwei Grundstticke (Flurstiicke
Nr. 2652/1 und 2652/2) mit Einzelwohnh&usern. Die Grundstiicke liegen im rdumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes ,,Im Hohengeldnde der Fohrberggegend” Fas. 7, Nr. 41,
vom 19.08.1933. Der Bebauungsplan setzt entlang der sidlichen Grundstiicksgrenze des
Grundstlicks Flst. Nr. 2652/1 eine 6ffentliche Verkehrsflache fest. Die Festsetzung einer 6f-
fentlichen Verkehrsflache ist nicht mehr erforderlich und wird daher auch nicht mehr um-
gesetzt werden. Mit der Aufstellung des Bebauungsplans soll die Moéglichkeit gegeben wer-
den, die Grundstiicke mit einer Wohnnutzung baulich zu erganzen.

Sachstand

Beteiligungsverfahren

Der Bebauungsplan wird als einfacher Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleu-
nigten Verfahren nach § 13 a BauGB aufgestellt. Das Plangebiet befindet sich im bebauten
Innenbereich.

Das Verfahren nach § 13 a BauGB ermdglicht durch gesetzliche Erleichterungen, wichtige
Planungsvorhaben verfahrensrechtlich zu beschleunigen. Hierzu hat die Verwaltung von der
Moglichkeit Gebrauch gemacht, auf eine formale Einleitung des Bebauungsplanverfahrens
durch einen Aufstellungsbeschluss zu verzichten. Auch kann in diesem beschleunigten Ver-
fahren auf eine vorgezogene Behoérdenbeteiligung und Beteiligung sonstiger Trager o6ffent-
licher Belange abgesehen werden. Die Verwaltung verfolgt neben einem férmlich schlan-
ken Verfahren jedoch auch das Ziel einer guten Prozessqualitat. Daher wurde (iber das ge-
setzlich geforderte Mindestmal hinaus die Behdrden und sonstiger Trager 6ffentlichen Be-
lange vorab beteiligt und ihnen mit Schreiben vom 28.06.2017 die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme vom 02.07.2018 bis zum 13.07.2018 gegeben wurde.

Hierbei gingen 10 Stellungnahmen ein, wobei es sich hier im Wesentlichen um Hinweise
handelt. Hieraus ergeben sich keine Anderungen der Planung.

Die Méglichkeit fiir die Offentlichkeit sich iiber die Ziele und Zwecke und wesentlichen
Auswirkungen der Planung zu informieren, wurde am 30.06.2018 im Schwabischen Tagblatt
bekannt gemacht und fand in Form einer Planauslage in der Zeit von Montag, den
09.07.2018 bis einschlieBlich Montag, den 23.07.2018, statt.



2.2.

2.3.

Im Rahmen dieser Beteiligung gingen 2 Stellungnahmen ein. Es ergeben sich hieraus keine
Anderungen der Planung.

Die erste Stellungnahme macht auf die beengte und schwierige ErschlieBungssituation
aufmerksam, insbesondere auf die ggf. entstehende Problematik des Bring- und Abholver-
kehrs beim Kinderhaus aufmerksam. Es wird angeregt das Thema Parken im Quartier mit
zu denken.

Es wird von der Verwaltung zugesagt, dass eine ErschlieBungskonzeption fiir den Bring-
und Holverkehr im Rahmen der konkreten Planung zum Neubau erarbeitet wird.

Der Inhalt der zweiten Stellungnahme bezieht sich auf die Ausweisung eines allgemeinen
Wohngebietes im Plangebiet. Aus der Begriindung ,,fir Wohnnutzung ehemals betrieblich
genutzter Flachen und einer baulichen Ergdanzung von bestehender Wohnnutzung” sei nicht
ersichtlich, warum die Nutzungsart WR auf den Flurstiicken 2652/1, 2562/2 und 2653 nicht
weiterhin ausreichen solle, wie im umliegenden Gebiet.

Eine Anderung der geplanten Ausweisung WA ( Allgemeines Wohngebiet) in WR ( Reines
Wohngebiet) entspricht nicht der Planungsabsicht der Verwaltung und soll nicht beriick-
sichtigt werden.

Die eingegangenen Stellungnahmen sowie deren Berlcksichtigung sind in der Anlage 4 zu-
sammengefasst dargestellt.

Nach Abschluss der friihzeitigen Beteiligung wurde der Bebauungsplanentwurf weiter aus-
gearbeitet und konkretisiert (Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom
30.07.2018).

Weiteres Vorgehen

Mit vorliegendem Beschluss soll der Planentwurf und der Entwurfs der 6rtlichen Bauvor-
schriften gebilligt werden und das Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4
Abs. 2 BauGB fiir die Offentlichkeit und Behérden durchgefiihrt werden. Hierbei besteht die
Moglichkeit, Stellungnahmen zum Entwurf des Bebauungsplanes und zum Entwurf der 6rt-
lichen Bauvorschriften abzugeben. Die Offenlage soll im Herbst stattfinden, so dass ein Sat-
zungsbeschluss Anfang des Jahres 2019 moglich ware.

Stadtebauliches Konzept

Das Plangebiet befindet sich in Hanglage am norddstlichen Randbereich der Weststadt
zwischen Rosenauer Weg und HallstattstralSe. Es liegt in dem stdadtebaulich gewachsenen
Bereich der Weststadt. Uber den Rosenauer Weg und die westlich gelegene Schnarrenberg-
stralle besteht eine gute Verbindung zum Klinikum.

Die Universitatsstadt Tlibingen hat einen hohen Bedarf an Kinderbetreuungsplatzen. Im
nordlichen Bereich (Flurstiick Nr. 2654), oberhalb des Rosenauer Wegs, soll eine neue Kin-
derbetreuungseinrichtung entstehen. Das Kinderhaus Sofie-Haug (Flurstiick Nr. 2655/1)
wurde im Jahr 2009 in Stand gesetzt, so dass der Betrieb gesichert ist. Um den hohen Be-
darf abzudecken, soll mittelfristig der Alt-und Neubau der Kinderbetreuungseinrichtungen
parallel genutzt werden.



2.4.

-4 -

Die betriebliche Nutzung des Trinkwasserspeichers , Geigerle” auf dem Flurstlick Nr. 2653
wurde aufgegeben. Das Grundstiick wurde an eine Privatperson verdauRert. Das stadtebauli-
che Ziel ist es, die besondere stadtebauliche Situation des mit Wiesenflache und Baumen
liberstandenen Grundstiicks des Wasserspeichers mit Turm zu erhalten, und Uber zusatzli-
che bauliche Erganzungen fir Wohnen nutzbar zu machen. Ein Bauantrag flr das Bauvor-
haben wurde schon gestellt. Zur Sicherung der Planungsziele wird mit der Privatperson ein
Stadtebaulicher Vertrag abgeschlossen.

Fir die westlich angrenzende WA-Flache besteht das stadtebauliche Ziel einer an die Um-
gebung angepassten malvollen baulichen Erganzung zur Innenentwicklung bei gleichzeiti-
ger Erhaltung einer starken Durchgriinung. Zur Sicherung der Planungsziele soll mit der Pri-
vatperson ein Stadtebaulicher Vertrag abgeschlossen werden.

Die Zulassigkeit von Vorhaben hinsichtlich Zahl der Vollgeschosse als auch Hohe der bauli-
chen Anlagen (MaR der baulichen Nutzung) sich nach § 34 BauGB und muss sich demnach
in die Eigenart ndheren Umgebung einfligen.

Die fir die Bebauung erforderlichen Stellplatze missen auf den eigenen Grundstiicken un-
tergebracht werden.

Grundsatzbeschluss zur Vorhaltung einer Photovoltaikanlage bei Neubauten

Die Vorgaben des Beschlusses , Vorhaltung einer Photovoltaikanlage bei Neubauten” (Vor-
lage 161/2018) sollen Uber stadtebauliche Vertrage mit den Privateigentimern geregelt
werden. Im Rahmen des Neubaus des Kinderhauses Sofie Haug, ist beabsichtigt die Instal-
lation einer Photovoltaikanlage vorzusehen.

Regelungen im Bebauungsplan bedarf es daher nicht.

Vorschlag der Verwaltung

Die Verwaltung empfiehlt, dem Beschlussantrag zu folgen.

Lésungsvarianten

Bei Verzicht auf die Aufstellung des Bebauungsplanes , HallstattstraRe/ Rosenauer Weg”
bliebe das bestehende Planungsrecht bestehen. Ein kurzfristiger Neubau einer Kindertages-
betreuungseinrichtung ware nicht moglich und die Universitatsstadt Tlbingen kann nicht
den Bedarf an Kinderbetreuungsplatzen abdecken.

Zudem koénnen die grofzligig angelegten Grundstiicke nicht baulich erganzt bzw. zum
Wohnen um genutzt werden. Es kann kein neuer Wohnraum entstehen.

Die Flachen im raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes wiirden untergenutzt
und brach liegen bleiben.



Finanzielle Auswirkungen

Der Universitatsstadt Tlbingen entstehen keine unmittelbaren Kosten.

Mittelbar entstehen Kosten fiir die Ausarbeitung des Bebauungsplanes und der fiir das Ver-
fahren erforderlichen Gutachten. Diese sollen durch Vereinbarung von Planungskostenver-
tragen anteilig von den privaten Eigentiimern mit Gbernommen werden.



	OLE_LINK1
	OLE_LINK2
	OLE_LINK3
	Anlage
	Beratungsfolge
	Typ
	SMC_BM_VOTEXT5
	SMC_BM_VOTEXT6
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung

